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Für einen solidarischen 
Multilateralismus

von Paul Schäfer

Folgt man Wikipedia, so ist unter 
Multilateralismus schlicht die Zu-
sammenarbeit mehrerer Staaten bei 

der Lösung von grenzüberschreitenden 
politischen und gesellschaftlichen Proble-
men zu verstehen. Seine Funktionsweise 
sei durch Regeln bestimmt, die auf den 
Prinzipien Konsultation, Inklusion und 
Solidarität beruhen. Eine solche Defi-
nition greift zu kurz. Die internationale 
Ordnung lässt sich sicher anhand der Ka-
tegorien Institutionen, Normen/Werte, 
Regeln und Verhaltensmuster allgemein 
beschreiben. Dem Multilateralismus wer-
den in diesem Kontext das Bestreben, 
möglichst weitreichende, internationale 
Institutionen zu bilden und auf Koopera-
tion gerichtete diplomatische Verhaltens-
weisen zugerechnet. Eine Beschreibung, 
die von dem konkret-historischen Kontext 
abstrahiert, in dem sich die jetzt noch gül-
tige internationale Ordnung nach 1945 
entwickelt hat, ist nach meiner Überzeu-
gung jedoch unzureichend.

Die historischen Grundlagen
Am Ende zweier verheerender Welt-
kriege stand das Bemühen weitsichtiger 
Politiker*innen und Intellektueller, das 
Erbe zwischenstaatlicher Kriege und 
des »Rechts des Stärkeren« hinter sich 
zu lassen. Zu diesem Zwecke sollte eine 
Weltfriedens- und Weltrechtsordnung 
entwickelt werden, die das friedliche 
Zusammenleben der Völker und das ge-
meinsame Bemühen um Konfliktlösun-
gen garantiert. Die Präambel der im Juni 
1945 angenommenen Charta der Verein-
ten Nationen bringt die Grundlagen und 
Ziele einer neuen Ordnung sehr präzise 
zum Ausdruck. Zweifellos bedeuteten die 
in dieser Zeit entwickelten normativen, 
aber auch institutionellen Regeln für das 
Zusammenwirken der Staaten einen zivi-
lisatorischen Fortschritt. Wir reden vom 
Völkerrecht, von dem danach entwickel-
ten Kanon der Menschenrechte und dem 
Prozess konkreter Institutionenbildung 
in Gestalt des gesamten »UN-Systems«. 
Die Mitglieder der »Weltgemeinschaft« 
sollten sich an diesen Ordnungsvorstel-
lungen und Regulativen einer multilate-

ralen Diplomatie messen lassen. Damit 
war auch die ständige Herausforderung, 
die vielfältigen Konflikte kooperativ zu 
lösen, überaus präsent. Aber machen wir 
uns nichts vor: Kennzeichnend für diese 
Epoche war eine tiefgehende Diskre-
panz. Die Weltpolitik wurde durch den 
bipolaren Gegensatz zwischen »Ost« und 
»West« und die harte Konkurrenz zweier 
Systeme/Ideologien geprägt. Die pro-
klamierten Werte für die Gestaltung der 
Gesellschaften und der Internationalen 
Beziehungen konnten schon mal auf der 
Strecke bleiben, wenn es um die Durch-
setzung eigener Machtinteressen ging. 
Multilaterales Zusammenwirken, etwa 
im Rahmen der Vereinten Nationen, war 
entsprechend schwierig. Erst in der Phase 
der Entspannungspolitik in den 1970er 
Jahren gab es engere Austauschbeziehun-
gen und die Besinnung auf gemeinsame 
Interessen. Durch die daraus abgeleite-
ten Kompromissmöglichkeiten konnten 
neue gemeinsame Institutionen wie die 
KSZE gebildet werden.

Multilateralismus und 
regelbasierte Weltordnung
Dieser offenkundige Widerspruch ändert 
nichts daran, dass das Konstrukt des Mul-
tilateralismus weit über intensive Aus-
tauschbeziehungen zwischen den Staaten 
oder rege konfliktbearbeitende Diploma-
tie hinausgeht. Multilateralismus ist ein 
Beziehungsmuster, das die Gesamtheit 
des institutionellen Rahmens und der 
normativen Grundlagen einschließt. Mit 
dem sich darauf beziehenden Begriff der 
»regelbasierten, liberalen Weltordnung« 
werden als konstitutive Merkmale dieser 
Ordnung auf freie Wahlen beruhende 
Parteiendemokratie, eine plurale Gesell-
schaft und auch gerne die kapitalistische 
Marktwirtschaft und der internationale 
Freihandel hinzugerechnet. Die indivi-
duellen Persönlichkeitsrechte werden zu 
Lasten sozialer Grundrechte betont. Da-
rüber lässt sich trefflich streiten, und ge-
nau das ist der Konflikt, der nicht zuletzt 
zwischen der Staatenwelt der nördlichen 
Hemisphäre und dem sog. Globalen Sü-
den geführt wird. Mir erscheint deshalb 

wichtig, die Begriffe und Konzepte nicht 
durcheinanderzuwerfen und sich auf 
das Wesentliche der konstitutiven Ele-
mente zu beschränken, nämlich auf die 
Universalität der Menschenrechte und 
die Verhaltensgrundsätze der UN, die in 
Artikel 1 der UN-Charta genannt sind: 
Friedenssicherung, Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung der Völker, inter-
nationale Zusammenarbeit zur Lösung der 
Entwicklungsprobleme, die Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfreihei-
ten, die für alle Menschen gleichermaßen 
gelten, und die UN als Mittelpunkt dieser 
Bemühungen.

Nur am Rande sei bemerkt, dass es 
weder den Tatsachen entspricht noch 
hilfreich für die Problemlösung ist, die 
Herausbildung dieses UN-Wertekanons 
als ausschließlich westlich-imperiales Pro-
jekt einzuordnen. Das oft hinter einer 
solchen Bewertung liegende Motiv ist 
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kaum zu übersehen: Es geht dabei um die 
Verschleierung einer anderen Ordnungs-
vorstellung, die sich an autoritären Herr-
schaftsmodellen orientiert.

Argumente für den 
Multilateralismus
Vor fünf Jahren hat der Politikwissen-
schaftler Hanns W. Maull einen knappen 
Text verfasst, der sich mit dem Konzept 
des Multilateralismus, den Grenzen und 
Möglichkeiten seiner Anwendung befasst. 
Er kommt zu dem Schluss:

„Multilateralismus erscheint angesichts 
der gegenwärtigen Herausforderungen der 
Weltpolitik und ihrer strukturellen Gege-
benheiten (nationalstaatliche Souveränität, 
Machtdiffusion) als eine geradezu unerläss-
liche Form der internationalen Diplomatie.“ 
(Maull 2020)
Drei Sachverhalte könnten die Befürwor-
ter des Multilateralismus ins Feld führen:

	● die Dimension der globalen Herausfor-
derungen, wozu nicht zuletzt der Klima-
wandel zu rechnen ist;

	● die Realität der Machtverteilung in 
den internationalen Beziehungen, die es 
erschwere, zu verbindlichem Handeln zu 

kommen. Maull macht die Problematik 
weniger an den bestehenden Machthie-
rarchien, sondern mehr an der Unüber-
sichtlichkeit der heutigen Staatenwelt, der 
Vielzahl zwischenstaatlicher Organisatio-
nen und zivilgesellschaftlicher Akteure 
fest;

	● die Gestaltungsmöglichkeiten einer 
Ordnung, die auch globales Regieren 
einschließen sollte. Es geht ergo um die 
Gestaltungspotenziale einer multilatera-
len Ordnung, die darum bemüht ist, eine 
Win-win-Situation für möglichst alle Be-
teiligten herzustellen.

Am Scheideweg: Miteinander 
oder Gegeneinander
Dass die multilaterale Weltordnung un-
ter Druck ist, konnte Maull bereits 2020 
konstatieren. Der Angriff Russlands auf 
den Nachbarstaat Ukraine und die zweite 
Machtübernahme Donald Trumps symbo-
lisieren gegenwärtig besonders drastisch, 
dass dieses Ordnungskonzept weltweit 
infrage gestellt ist.
Eine scharfe Bruchlinie zeichnet sich ab:

In zahllosen Weltgipfelerklärungen ist 
seit 1990 dokumentiert, dass die Zuspit-

zung globaler Probleme und Krisen nur 
durch globale Kooperation auf der Basis 
gemeinschaftlich festgelegter Zielvorstel-
lungen gelöst werden kann. Dem diente 
auch die Idee des globalen Regierens 
(Global Governance) mittels internati-
onaler Institutionen, den Einzelstaaten 
und Nichtregierungsorganisationen, die 
nach dem Epochenbruch 1989/90 in den 
Vordergrund trat. Im Kern geht es dabei 
um die Sicherung des »Weltfriedens«, um 
die Abwehr einer weltumspannenden Kli-
makatastrophe, um die Beseitigung von 
Hunger und Armut. Diese Erkenntnis gilt 
heute mehr denn je.

Realiter aber erleben wir die Erosion 
der internationalen Ordnung, die nun-
mehr von der Renaissance gnadenloser 
Großmächtekonkurrenz und dem Erstar-
ken nationalistischer Strömungen geprägt 
zu sein scheint. Unter dem US-Präsiden-
ten Trump führt der ultranationalistische 
Ansatz dazu, dass multilaterale Strukturen 
systematisch angegriffen und zerstört wer-
den sollen. Durch skrupellose Machtan-
wendung (Deals, Drohungen, Druck, Er-
pressung) sollen sie abgelöst werden, 
um die frühere Ausnahmeposition 
der USA als einzige Weltmacht wie-

> 
>

Gründungsversammlung der UN San Francisco 1945. Die Teilnehmer aus über 50 Nationen – überwiegend männlich und weiß – beschließen die 
dennoch universell gültige UN-Charta
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derherzustellen. Und Russland hat sich 
unter Putin zu einer »revisionistischen« 
Macht entwickelt, die bestehende Staats-
grenzen verschiebt und sich eine imperiale 
Einflusszone im östlichen Teil des europäi-
schen Kontinents sichern will.

Die neue multipolare 
Weltordnung
Eine multipolare Weltordnung hat sich 
de facto herausgebildet. Wir erleben die 
Pluralisierung der Machtzentren, die mit 
dem Ringen um jeweilige Einflusszonen 
und um mehr Macht im internationalen 
System verbunden ist. Der internationale 
Wettbewerb verschärft sich, ob es um die 
Wachstum sichernden Rohstoffe bzw. 
Energiequellen geht oder um die Defini-
tionsmacht der Spielregeln in den Inter-
nationalen Beziehungen. An der Spitze 
der Machthierarchien kämpfen China 
und die USA darum, wer als hegemoniale 
Globalmacht Bedingungen des Zusam-
menlebens bestimmen kann oder klein 
beigeben muss. Politische Polarisierung 
und die allenthalben zu konstatierende 
Dominanz des Sicherheitsdenkens, das 
mit exorbitanten Steigerungen der Rüs-
tungsanstrengungen einhergeht, sind die 
Folgen. Haben wir es daher nicht mit 
einem Gegenentwurf zur multilateralen, 
regelbasierten Weltordnung zu tun?

Zweifelsfrei ist die Vorstellung einer 
Multipolarität in China, Russland, In-
dien, aber auch in Teilen des sog. Globa-
len Südens populär. Sie zielt darauf ab, die 
Vorherrschaft »westlicher Institutionen«, 
vor allem der USA, zu brechen. Sind dies 
nicht legitime Ziele? Durchaus. Die Ver-
einten Nationen und die internationalen 
Finanzinstitutionen bedürfen dringend 
einer Reform, damit möglichst alle zum 
Zuge kommen und die globalen Ressour-
cen gerechter verteilt werden. Aber dass die 
Neuverteilung von Macht quasi automa-
tisch – durch den Zwang, die Interessenge-
gensätze immer wieder ausgleichen zu müs-
sen, – zu mehr Stabilität und mehr Frieden 
führen wird, ist auch durch die jüngsten 
Erfahrungen keineswegs gedeckt und be-
darf kritischer Prüfung. Offenkundig müs-
sen die innergesellschaftlichen Strukturen 
und die dominanten politisch-geistigen 
Strömungen in den aufstrebenden Staaten 
und daraus erwachsende internationale 
Ambitionen mit betrachtet werden, wenn 
man mehr Aufschluss darüber erhalten will, 
wohin die Reise geht bzw. welche Verände-
rungen notwendig sind, um das Schiff in 
die richtige Richtung zu lenken.

Multilaterale Allianzen im 
Rahmen der multipolaren Welt
Es ist zugleich unverkennbar, dass eine 
Politik, die nur mit dem moralischen 
Zeigefinger auf die Bösewichte, Schur-
ken, Rückständigen zeigt und diese durch 
Bestrafung in die Botmäßigkeit zwingen 
will, zur Erfolglosigkeit verdammt ist. Es 
kommt darauf an, in diesem Umfeld auf 
kleine Entwicklungsfortschritte zu setzen, 
Ansatzpunkte für Veränderungen durch 
Interessenausgleich zu finden und allzu 
Schlimmes – nicht zuletzt große Kriege – 
zu verhüten. Dazu wird es auch weiterhin 
notwendig sein, bilaterale Kontakte und 
Beziehungen in alle Richtungen zu pfle-
gen und zu entwickeln.

Es ist dennoch darauf zu insistieren, 
dass eine andere Grundordnung nötig 
ist, mit der die globalen Entwicklungs-
ziele (SDGs) konsequent umgesetzt wer-
den. Global Governance auf Basis der 
UN-Gipfelbeschlüsse bleibt ein Ziel, das 
nicht durch die Unzulänglichkeiten der 
heutigen Welt hinfällig wird. Auf abseh-
bare Zeit wird es um die Bildung von 
Allianzen der Gutwilligen gehen, mit de-
nen dem Rechtsdrift der gegenwärtigen 
politischen Landschaft entgegengewirkt 
wird. Dabei kann es sich um themenbe-
zogene Bündnisse handeln, mit denen 
die Weltöffentlichkeit mobilisiert wird, 
um den Druck auf die entscheidenden 
Machtstaaten und die internationalen 
Gremien zu erhöhen und Blockaden 
innerhalb der UN zu überwinden. Eine 
übergreifende Allianz für den Multila-
teralismus, die ja rudimentär bereits be-
steht, könnte ein entscheidender Hebel 
sein, um die Richtung, in der sich die 
Welt morgen bewegen wird, zu bestim-
men. Eine solche Allianz wird umso wirk-
mächtiger, je mehr sie zivilgesellschaftli-
che Organisationen und Netzwerke in die 
politische Willensbildung und Öffent-
lichkeitsarbeit einbezieht. Nur so kann 
es gelingen, die Kräfteverhältnisse gerade 
in den UN-Mitgliedsstaaten positiv zu 
beeinflussen, in denen der Aktionsraum 
fortschrittlicher Gruppen begrenzt ist.

Wichtig wird sein, dass multilaterale 
Allianzen, die die Lücke füllen sollen, die 
eine marginalisierte UN hinterlässt (G 7, 
G 20, Ad-hoc-Konferenzen), immer die 
Stärkung der Vereinten Nationen – und 
nicht deren Ersetzung – im Auge haben. 
Es wäre gut, wenn immer wieder Initiati-
ven gestartet würden, die der UN wieder 
mehr Gewicht verleihen. Dies mag in ei-
ner Situation, in der die Ressourcen für 

die UN und die Entwicklungszusammen-
arbeit dramatisch sinken, etwas utopisch 
erscheinen. Aber ein »Mächtekonzert« der 
Großen und Starken wird die Probleme 
der Welt nach aller Erfahrung nicht lösen.

Vom selektiven zum 
solidarischen Multilateralismus
Die Bruchpunkte, die wir heute erleben 
und den heutigen Krisenstatus herbeige-
führt haben, sind nicht aus dem Nichts 
entstanden. Die alte regelbasierte Welt-
ordnung war nicht goldglänzend. Auch 
die Führungsnationen der »westlichen 
Welt« haben das Völkerrecht gebrochen, 
es missachtet, haben Militärdiktaturen in 
ihren Reihen (NATO) geduldet und ha-
ben sich, wenn es ihrem wirtschaftlichen 
Vorteil diente, über die Belange der Ent-
wicklungsländer hinweggesetzt. „Double 
standards“ wurde zum geflügelten Wort, 
um dieses Verhaltensmuster zu charakte-
risieren. Daraus sind tiefsitzende Enttäu-
schungen entstanden, die in eine ebenso 
tiefe Vertrauenskrise mündeten. Als 
Beispiele seien nur das Thema Gesund-
heitsversorgung in der Corona-Krise, der 
Umgang mit dem Ukraine-Krieg oder 
die Reaktionen auf die israelische Ver-
treibungspolitik in Gaza genannt. Auch 
heute noch gilt etwa für die deutsche 
bzw. europäische Außenpolitik, dass sich 
in vielen Fällen eine Kluft zwischen de-
klaratorischer und faktischer Politik auf-
tut. Jens Martens (Global Policy Forum), 
der die deutsche Politik in den Vereinten 
Nationen genau verfolgt, spricht von ei-
nem „selektiven Multilateralismus“, den 
er auch an den Beispielen Schuldenma-
nagement, globale Gesundheitspolitik 
und internationale Steuerkooperation 
belegt (Martens 2023). Wenn es darauf 
ankommt, sei man eher bereit, die eige-
nen, eng gefassten Wirtschaftsinteressen 
zu verfolgen, statt einen Allen nützenden 
Interessenausgleich zu stützen. Martens 
fordert stattdessen einen „solidarischen 
Multilateralismus“ ein, der die berechtig-
ten Interessen der Länder des Globalen 
Südens aufnimmt und die gemeinsam 
verankerten Nachhaltigkeitsziele ernst 
nimmt.

Frieden, Entwicklung, 
Menschenrechte
Angesichts der heute vorherrschenden 
Vorstellungen einer polarisierten Welt, in 
der es vor allem um die Akkumulation von 
Macht und Geld geht und die Wucht der 
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Friedenssicherung in 
einer multipolaren Welt?

von Martina Fischer

G lobale Herausforderungen, wie 
die Klimakrise und atomare Ge-
fahren, können nur multilateral 

und im Rahmen der UN erfolgreich be-
wältigt werden. Rüstungskontrolle ist das 
Gebot der Stunde. Dafür braucht es die 
Unterstützung möglichst vieler Staaten 
und auch der internationalen Zivilgesell-
schaft.

Aktuell ist viel von der Herausbildung 
einer „neuen Weltordnung“ die Rede. Die 
Nationale Sicherheitsstrategie der Bun-
desregierung (2023) verweist auf ein 
„Zeitalter wachsender Multipolarität“. Der 
Historiker Herfried Münkler (2023) sieht 
die Hegemonie der USA am Ende und 
die Welt im Übergang zu einem System 
mit fünf Machtzentren (Pentarchie), be-
gleitet vom „Stühlerücken“ im Ringen um 
die besten Plätze. So strebe Russland mit 
dem Krieg gegen die Ukraine nach Herr-
schaft über das Schwarze Meer und einen 
Platz in der ersten Reihe. Münkler stellt 
die Demokratien (USA und Europa) den 
Autokratien Russland und China gegen-
über und zählt auch Indien zum Club. 
Es sei zu hoffen, dass diese fünf gemein-
same Regeln verabreden, sich bemühen, 
ihre „Einflussbereiche friedlich zu halten“, 
und „darauf verzichten (…) sich gegensei-
tig ihre Ordnung aufzwingen zu wollen“ 
– analog zum Frieden von Münster und 
Osnabrück, in dem 1648 eine neue Ord-
nung „auf Grundlage einer wechselseitigen 
Respektierung von Werten der verschiedenen 
Konfessionen“ entstand. Die fünf Mächti-

gen müssten zwar berücksichtigen, dass 
sie Zustimmung von Ländern aus der 
zweiten Reihe benötigen, würden aber 
in Zukunft den Takt vorgeben. Den UN 
billigt Münkler nur mehr die Rolle einer 
Hilfspolizei zu, die internationale Fragen 
vorsortiert. Münklers Überlegungen wer-
den viel zitiert, bilden aber nur eine mög-
liche und keine zwingende Entwicklung 
ab. Manche halten die Annahme, dass wir 
uns auf eine multipolare Welt zubewe-
gen, für vorschnell. Der Politikprofessor 
Thomas Jäger beispielsweise erwartet auf-
grund des Machtvorsprungs der USA und 
Chinas eher ein bipolares System, gefolgt 
von „einigen eingeschränkt handlungsfähi-
gen Staaten“, und verbunden durch „sich 
verändernde internationale Wertschöpfungs-
netze“. Der Handlungsspielraum aller üb-
rigen hänge davon ab, wie sich das ame-
rikanisch-chinesische Verhältnis gestalte: 
„Je konfrontativer dies wird, desto geringer 
wird der autonome Handlungsspielraum an-
derer.“ (Jäger 2023)

Offensichtlich wird das unipolare Sys-
tem, in dem die USA seit 1989 den Ton 
angaben, in Frage gestellt, seit es China ge-
lang, wirtschaftlich aufzuschließen. Noch 
lässt sich aber schwer abschätzen, wie sich 
das internationale Machtgefüge gestalten 
wird. Welche Visionen entwickelt und 
wie sie bewertet werden, hängt von der 
Geographie ab. In vielen Thinktanks im 
Globalen Süden ist die Vorstellung von ei-
ner multipolaren Ordnung positiv besetzt. 
Man erhofft sich vom Machtverlust des 

»Westens« eine Erweiterung von Spielräu-
men (leider sind darunter nicht nur demo-
kratische, sondern auch autokratische Ak-
teure, vgl. Kavita Krishnan in diesem Dos-
sier). In den westlichen Ländern hingegen 
wird die Herausbildung neuer Allianzen 
(z.B. BRICS, BRICS+) mit Sorge betrach-
tet. (Die BRICS-Allianz wurde 2006 von 
Brasilien, Russland, Indien und China ge-
gründet und 2010 um Südafrika erweitert. 
2024 kamen Iran, Ägypten, Äthiopien 
und die Vereinigten Arabischen Emirate 
und 2025 Indonesien hinzu (BRICS+)). 
Eine mögliche Schlussfolgerung könnte 
darin liegen, die Perspektiven von Län-
dern im Globalen Süden zunächst besser 
zu verstehen und in ihrer Widersprüch-
lichkeit zu analysieren (dazu ausführlich 
Maihack und Plagemann 2023), sich um 
gerechtere Nord-Süd-Beziehungen zu be-
mühen, und das UN-System zu stärken. 
Das setzt Bereitschaft für Strukturrefor-
men voraus, und die Einsicht, dass es die 
UN als Forum für multilaterale Abstim-
mung zu erhalten gilt. Schließlich gibt es 
Probleme und Bedrohungen, die die ge-
samte Menschheit betreffen, allen voran 
die Klimakrise und die Gefahr eines neu-
erlichen atomaren Rüstungswettlaufs, und 
sie können nur bearbeitet werden, wenn 
möglichst viele Länder beteiligt werden. 
Die UN haben seit 1945 maßgeblich dazu 
beigetragen, Gewaltkonflikte zu beenden, 
Opfer von Kriegen und Naturkatastro-
phen mit humanitärer Hilfe zu versorgen 
und internationale Vereinbarungen für 
Umweltschutz und Rüstungskontrolle zu 
treffen. Das Büro für Abrüstungsfragen 
(United Nations Office for Disarmament 
Affairs), 1998 vom Generalsekretär Kofi 
Annan als Abteilung des UN-Sekretariats 
gegründet (Hohe Beauftragte für Abrüs-
tungsfragen ist seit 2017 die Japane-
rin Izumi Nakamitsu), spielte eine 
wichtige Rolle bei der Einschrän-

< 
<

> 
>

Waffen über den weltpolitischen Einfluss 
entscheidet, sollten wir den alten Satz be-
herzigen: „Respige finem.“ Man bedenke 
das Ende. Es war der langjährige Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen, Dag 
Hamarskjöld, der frühzeitig erkannte, 
dass ein Ausweg gefunden werden muss 
aus dem Teufelskreis von hemmungsloser 
Aufrüstung und dem scharfen Gegensatz 
der Nationen, der die Hochzeit des Kalten 
Krieges in den fünfziger Jahren bestimmte 

und die Menschheit an den Rand des Ab-
grunds geführt hatte. Daher hat er be-
harrlich seine Vorstellungen von Frieden 
und Entwicklung unter der Ägide der UN 
vorgebracht und wesentliche Konzepte für 
eine zukunftsorientierte globale Entwick-
lung formuliert. Der paradigmatische Zu-
sammenhang von Frieden, Entwicklung 
und Menschenrechten war sein Mantra. 
Davon sollten wir uns leiten lassen, wenn 
wir nach Möglichkeiten suchen, das ge-

deihliche globale Überleben zu sichern. 
Multilateralismus ist ein wesentlicher Teil 
davon.
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